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«Gezwungen, kreativ zu werden»

Unter dem obigen Titel hat Ernst Koch,
Redaktor der österreichischen Fachzeitschrift

«wohnen plus», meine Stellungnahmen

an einem Podiumsgespräch für
seine Leserschaft zusammengestellt und
sie geschickt in die Form eines Votums
gebracht. Das Podiumsgespräch fand
anlässlich des diesjährigen Verbandstages

des österreichischen Verbandes der
gemeinnützigen Wohnbauträger (gbv)
in Salzburg statt. Thema waren die neuen
Bestimmungen über Kreditrisiken, bekannt
als «Basel II», und damit das Rating von
Wohnbauträgern durch Kreditinstitute oder
andere Stellen. Im Gegensatz zur Schweiz,
wo das Rating schon seit einigen Jahren
üblich ist, wird es in Österreich erst jetzt
eingeführt werden. Und so also sind meine
Äusserungen beim Nachbarn angekommen:

Von Fritz Nigg ¦ «Aus einem Land, das

praktisch keine öffentliche Wohnbauförderung

kennt, wo wir seit Jahren gezwungen
sind, unsere Projekte mit kommerziell tätigen

Banken zu finanzieren, möchte ich zu
allererst folgende Botschaft herüberbringen:
Wenn die mit Basel II in Beziehung stehenden

Standards und Regelungen etwas anderes

anstreben als der Markt, wenn sie sich

gegen den Markt richten - dann werden sie
im Sand verlaufen. Dass die Banken heute
schon ein «Rating» anlegen, ist hingegen
selbstverständlich. Wenn eine schlecht
«geratete» Genossenschaft lyi Prozent mehr
Zinsen bezahlt als eine gut «geratete» -
damit muss sie leben können. Es ist sogar so:
Wir, die über 900 Genossenschaften in unserem

Verband, haben früher die Tendenz
gehabt, unser Licht unter den Scheffel zu stellen.

Die neue Wahrheit, der «true and fair
value», die der Markt jetzt erzwingt, hilft uns
merklich.
Wesentlich dabei ist das Kriterium der Eigenmittel.

Es geht nicht nur darum, was unter
diesem Titel ausgewiesen wird, sondern auch
um den Mittelzufluss aus der Geschäftstätigkeit,

den Cashflow, und um die Aktivseite der
Bilanz. Unsere Erfahrung sagt: Es bedarf veri-
tabler Finanzanlagen, es muss gezeigt werden,

dass der Wohnbauträger nicht nur
Grundstücke besitzt, sondern dass er auch
noch über eine faktische Geldreserve ver¬

fügt. In unserem Verband gibt es sehr
eigenwillige - und entsprechend sympathische -
Genossenschaften, die sich manchmal
schwer mit den Anforderungen des «Ratings»
tun. Einige ganz kleine haben Schwierigkeiten,

aber das ist eine Frage ihrer Struktur,
nicht eine des «Ratings» oder des Marktes.
Die Entwicklung hat uns gezwungen, kreativ
zu werden. Zum Beispiel stellt eine Stiftung
(der Solidaritätsfonds) unseres Verbandes
vorübergehend Mittel zur Verfügung, die von
den Banken und auch für das «Rating» als

Eigenmittel anerkannt werden. Dann haben

wir die Erfahrung gemacht, dass nicht so sehr
die ersten 50 bis 60 Prozent des pfandrechtlich

sichergestellten Belehnungswertes das

Kriterium sind, sondern die so genannte Rest-

finanzierung«kurz vorden Eigenmittel». Dies
hat uns veranlasst, eine Gesellschaft
(Hypothekar-Bürgschaftsgenossenschaft HBG) zu

gründen, die den Banken oder wem auch

immerdiese nachrangigen Darlehen verbürgt

- heute teilweise mit einer Rückbürgschaft
der Eidgenossenschaft.
Ein weiteres Problem war, dass vor allem
eben der Markt die langfristigen Finanzierungen

nicht so sehr schätzt oder enorm
verteuert. Wir haben dahervorzwölfjahren eine

eigene Gesellschaft (Emissionszentrale für
gemeinnützige Wohnbauträger EGW) gegründet,

dieauf dem internationalen Kapitalmarkt
Mittel aufnimmt und an die Genossenschaf¬

ten weitergibt. Das war nur möglich, weil der
Bund für die Verbindlichkeit haftet. Dank
diesem Umstand haben wir ein «Triple-A-
Rating», die Mittel sind entsprechend billig.
Diese Finanzierungsgesellschaft hat uns
veranlasst, ein «Rating» einzuführen, mit dem
wir eine unabhängige Revisionsgesellschaft
beauftragt haben. Rund zwei Drittel der
Geschäfte haben ein Top-«Rating», ein Viertel

geht noch und der Rest zeigt uns frühzeitig
an, dass Problemfälle kommen, um die wir
uns kümmern müssen. Diese Vorgangsweise
hat sich nun - seit drei Jahren - gut
eingespielt. Heute haben die Verantwortlichen der
Genossenschaften Freude, wenn sie jeweils
ihr Top-Rating erhalten. Auch einen sehr
günstigen Rahmenvertrag mit einer grossen
Versicherung konnten wir letztes Jahr ab-
schliessen. Sie bietet allen Wohnbaugenossenschaften

mit einem guten Rating für wenig

Geld eine Organ-Haftpflichtversicherung
(D8iO-Versicherung) an.
Relativiert wird diese positive Grundeinstel-
lungdurch eine rückläufige Finanzierungvon
Wohnbauvorhaben in schlecht gelegenen
Gebieten. Die gleiche Benachteiligung stellen

wir in guten Gebieten fest, sobald wir
Wohnungsbau aus freiwilliger
Selbstbeschränkung für einfache Mieter mit entsprechend

gesenktem Standard machen wollen.
Hier hat eine Genossenschaft kürzlich schriftlich

von der Bank die Anregung bekommen,
den Standard zu erhöhen, um die Finanzierbarkeit

zu verbessern.
Ich denke, die österreichischen gemeinnützigen

Wohnbauträger - deren beispielhaftes
Engagement für sozial und kulturell Benachteiligte,

für die Weiterentwicklung des Woh-

nens ich gut kenne-werden darunter leiden,
wenn sie sich solchen Kriterien unterziehen
müssen. Bei umweltgerechten Bauten
vielleicht am wenigsten, wenn sie das Glück

haben, verständige Bankleute in der Prüfung
zu haben. Aber die beiden vorgenannten
Bereiche vertragen sich nicht gut mit dem

Markt. Das ist leider so.» <&>
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